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Im Urteil 8C_676/2020 befasste sich das Bundesgericht mit der
Einreihung einer Berufsschullehrerin in die 19. Lohnklasse des
kantonalen  Lohnsystems.  Die  Arbeitnehmerin  war  mit  dieser
Einreihung  nicht  einverstanden  und  verlangte  eine  höhere
Einreihung.  Das  Zürcher  Verwaltungsgericht  bestätigte  die
Einreihung. Begründet wurde dies damit, dass die Lehrerin die
Anforderungen für eine definitive Anstellung an der BMS nicht
erfüllt,  da  sie  nicht  über  einen  Universitätsabschluss
verfüge. Das Bundesgericht prüfte, ob das Verwaltungsgericht
mit diesem Entscheid verfassungsmässige Rechte der Lehrerin
verletzt hat.

Der Sachverhalt
Die Arbeitnehmerin erwarb im Jahr 2001 an einer Hochschule für
Wirtschaft  den  Master  of  Science  FH  in  Betriebsökonomie.
Nachdem sie ihr Studium um ein Modul Volkswirtschaftslehre
ergänzt hatte, immatrikulierte sie sich an der Pädagogischen
Hochschule für die Studiengänge «Wirtschaft und Gesellschaft»
und «Berufsmaturität».

Das  Mittelschul-  und  Berufsbildungsamt  des  Kantons  Zürich
reihte  sie  in  die  Stufe  7  der  Lohnklasse  19  ein.  Diese
Einreihung wurde im Wesentlichen damit begründet, dass sie im
unterrichteten Fach zwar über einen Fachhochschul-, nicht aber
über  einen  universitären  Abschluss  verfügte.  Die  von  der
Berufsschullehrerin  erhobenen  Rechtsmittel  wurden  von  der
Bildungsdirektion des Kantons Zürich mit Entscheid vom 31.
Januar 2020 und vom Verwaltungsgericht des Kantons Zürich mit
Entscheid vom 17. September 2020 abgewiesen. Mit Beschwerde in
öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten vor dem Bundesgericht
beantragte  die  Arbeitnehmerin,  sie  sei  mindestens  in  der

https://oeffentlichespersonal.davidguntern.ch/recht/2022/09/lohnklasseneinteilung-einer-berufsschullehrerin
https://oeffentlichespersonal.davidguntern.ch/recht/2022/09/lohnklasseneinteilung-einer-berufsschullehrerin


Lohnklasse 20 einzureihen.

Der Entscheid des kantonalen Gerichts
Im  Kanton  Zürich  setzt  §  3  Abs.  4  der  Mittelschul-  und
Berufsschulverordnung vom 7. April 1999 (MBVO; SR 412.111) für
die  unbefristete  Anstellung  als  Mittel-  und
Berufsschullehrperson voraus, dass diese in den Fächern, in
denen sie Unterricht erteilt, über einen Hochschulabschluss
verfügt. Das Verwaltungsgericht des Kantons Zürich erwog, dass
der Begriff «abgeschlossenes Hochschulstudium» an sich keinen
klaren Schluss nahelegt. Denn sowohl Universitäten als auch
Fachhochschulen  sind  Hochschulen,  die  Lehre  vermitteln,
Forschung betreiben, Dienstleistungen anbieten und akademische
Grade verleihen. Gemäss Verwaltungsgericht lasse sich auch aus
dem Einreihungsplan nichts ableiten, zumal ein Masterabschluss
einer Fachhochschule nicht ohne Weiteres als «Fachabschluss
tieferer Stufe als Hochschulabschluss» qualifiziert wird. Das
Zürcher Verwaltungsgericht hielt weiter fest, Sinn und Zweck
von  §  3  Abs.  4  MBVO  sei,  zu  gewährleisten,  dass
ausschliesslich  vollständig  ausgebildete  Lehrpersonen
unbefristet angestellt werden, um dadurch die Qualität der
Lehrpersonen und des Unterrichts sicherzustellen. Sowohl die
Eingangs-  als  auch  Ausgangskompetenzen  von
Fachhochschulabsolvierenden stehen in einem engen Bezug zur
Arbeitswelt. Demgegenüber kennzeichnend für die universitären
Hochschulen sind insbesondere die wissenschaftliche Forschung
und Lehre. Universitäten und Fachhochschulen erfüllen heute
und in Zukunft unterschiedliche Missionen und Aufgaben. Auf
eine  Differenzierung  zu  verzichten,  ist  deshalb  nicht
angezeigt.

Das Urteil des Bundesgerichts
Das Bundesgericht prüfte, ob die vorinstanzliche Auslegung von
§  3  Abs.  4  Mittelschul-  und  Berufsschullehrerverordnung
(MBVO), wonach eine (definitive) Anstellung als Lehrperson an
dieser  Schule  einen  Universitätsabschluss  voraussetzt,



verfassungsmässige  Rechte  der  Berufsschullehrerin  verletzt.
Das Bundesgericht führte folgendes aus:

Lehrkräfte,  welche  in  der  beruflichen  Grundbildung,  der
höheren Berufsbildung und der berufsorientierten Weiterbildung
unterrichten,  müssen  von  Bundesrechts  wegen  gewisse
Anforderungen erfüllen. Dabei sieht Art. 46 Abs. 1 lit. b der
Verordnung vom 19. November 2003 über die Berufsbildung (BBV;
SR 412.101) für Lehrkräfte auf Stufe Berufsmaturität vor, dass
diese unter anderem über eine Fachbildung mit einem Abschluss
auf  Tertiärstufe  (d. h.  Stufe  Hochschule  oder  höhere
Fachschule)  verfügen  müssen;  damit  ist  ein
Universitätsabschluss keine notwendige Voraussetzung im Sinne
der BBV für Lehrkräfte an Berufsmaturitätsschulen. Gemäss Art.
46 Abs. 2 des Bundesgesetzes vom 13. Dezember 2002 über die
Berufsbildung (BBG; SR 412.10) handelt es sich hierbei um
bundesrechtliche Mindestanforderungen; die Kantone sind damit
frei,  für  ihre  Schulen  höhere  Voraussetzungen  an  die
Lehrkräfte  zu  stellen.



Eine willkürliche Anwendung kantonalen Rechts liegt vor, wenn
der angefochtene Entscheid offensichtlich unhaltbar ist, mit
der tatsächlichen Situation in klarem Widerspruch steht, eine
Norm oder einen unumstrittenen Rechtsgrundsatz krass verletzt
oder  in  stossender  Weise  dem  Gerechtigkeitsgedanken
zuwiderläuft. Das Bundesgericht hebt einen Entscheid jedoch
nur auf, wenn nicht bloss die Begründung, sondern auch dessen
Ergebnis unhaltbar ist. Dass eine andere Lösung ebenfalls als
vertretbar oder gar als zutreffender erscheinen mag, genügt
nicht.

Das Verwaltungsgericht des Kantons Zürich erklärte § 3 Abs. 4
MBVO, welcher für Lehrkräfte an Berufsmaturitätsschulen einen
«Hochschulabschluss»  vorsehe,  als  auslegungsbedürftig.  Mit
Blick auf die unterschiedliche Zielsetzung von Universitäten
und Fachhochschulen sei jedoch davon auszugehen, dass mit dem
Begriff «Hochschulabschluss» ein Universitätsabschluss gemeint
sei.  Was  die  Berufsschullehrerin  gegen  diese  Auslegung
vorbringt, vermag sie nicht als willkürlich im obgenannten
Sinne erscheinen zu lassen. Insbesondere gebietet entgegen den
Ausführungen  der  Berufsschullehrerin  Art.  9  BV  nicht,  den
Abschluss einer Fachhochschule als in jedem Fall gleichwertig
mit  einem  Universitätsabschluss  anzuerkennen.  Somit  ist  es
jedenfalls im Ergebnis nicht unhaltbar, von einer Lehrkraft an
einer  Berufsmaturitätsschule  einen  Universitätsabschluss  zu
verlangen.

Die Berufsschullehrerin machte weiter geltend, es verstosse
gegen den verfassungsmässigen Grundsatz von Treu und Glauben
(Art. 9 BV; vgl. auch Art. 5 Abs. 3 BV), wenn sie einerseits
von  der  (staatlichen)  Pädagogischen  Hochschule  Zürich  ohne
Universitätsabschluss  vorbehaltslos  zu  den  Studiengängen
«Wirtschaft und Gesellschaft» und «Berufsmaturität» zugelassen
worden sei, sie aber andererseits in der Folge dieses Fach
aufgrund des fehlenden Universitätsabschlusses nicht an der
ebenfalls  staatlichen  Berufsmaturitätsschule  unterrichten
dürfe.  Das  Bundesgericht  entschied,  dass  im  Verhalten  der



kantonalen  Behörden  vorliegend  keine  Treuwidrigkeit
festgestellt werden kann. Bereits aufgrund der Tatsache, dass
nicht jeder Kanton über eine Pädagogische Hochschule verfügt,
erscheint  es  nachvollziehbar,  wenn  sich  diese  Hochschulen
betreffend  der  Zulassungsvoraussetzungen  nicht  an  den
Anforderungen  an  die  Lehrkräfte  in  ihrem  eigenen  Kanton,
sondern  an  den  bundesrechtlichen  Mindestanforderungen
orientieren. Zudem musste es der Berufsschullehrerin bewusst
sein,  dass  es  nicht  in  den  Zuständigkeitsbereich  der
Pädagogischen  Hochschule  fallen  kann,  festzulegen,  ob  ihr
Diplom  von  einem  Arbeitgeber  als  hinreichende  fachliche
Voraussetzung  für  die  Ausübung  einer  bestimmten  Tätigkeit
anerkannt  wird  oder  nicht.  Daran  vermag  auch  der  Umstand
nichts zu ändern, dass es sich bei ihrer Arbeitgeberin, der
BMS, um eine kantonale Schule handelt. Auch als kantonale
Schule ist diese nicht an das Handeln der (zwar ebenfalls
kantonalen) Pädagogischen Hochschule gebunden.

Das Bundesgericht kam zum Schluss, dass die vorinstanzliche
Auslegung  von  §  3  Abs.  4  MBVO,  wonach  eine  definitive
Anstellung  als  Lehrkraft  an  der  Berufsmittelschule  einen
Universitätsabschluss  im  unterrichteten  Fach  voraussetzt,
keine  verfassungsmässigen  Rechte  der  Berufsschullehrerin
verletze.  Die  Einreihung  in  die  Lohnklasse  19  ist  somit
rechtmässig.

Anmerkungen
Nach dem Willen des Gesetzgebers sollten Universitäten und
Fachhochschulen als Bildungsstätten «gleichwertig, aber anders
artig»  sein.  Auch  das  Hochschulförderungs-  und  -
koordinationsgesetz vom 30. September 2011 (HFKG; SR 414.20)
sieht  von  einer  völligen  Gleichbehandlung  ab,  weil
Universitäten  und  Fachhochschulen  im  Hochschulraum  Schweiz
eine je spezifische und wichtige Funktion erfüllen. Für die
Betroffenen ist es jedoch schwierig, zu erkennen, in welchen
Bereichen die beiden Hochschulausbildungen gleichwertig sind
und wo nicht. Der vorliegende Fall bestätigt dies.



Die  Frage  der  Gleichwertigkeit  von  Universität  und
Fachhochschule hängt von den Umständen im Einzelfall ab und
muss  im  konkreten  Fall  geprüft  werden.  Da  ein
Fachhochschulabschluss nicht in jedem Fall als gleichwertig
mit  einem  Universitätsabschluss  anerkannt  wird,  tun  die
Betroffenen in jedem Fall gut daran, sich vorgängig bei der
entsprechenden Stelle darüber zu informieren.
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